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Vorwort

Für Immobilienanlagen war 2010 ein gutes Jahr. Die Nach-

frage nach Wohnraum blieb dank dem wirtschaftlichen Um-

feld und einer weiter zunehmenden Wohnbevölkerung auf 

hohem Niveau. Historisch tiefe Hypothekarzinssätze er-

möglichten im Mietwohnungsbestand vergleichsweise hohe 

Renditen. Sie waren aber auch treibende Kraft für Preisstei-

gerungen. An den „Hotspots“ des Wohnungsmarktes sind 

die vor allem bei Einfamilienhäusern und Eigentumswoh-

nungen beobachteten Preissteigerungen mit den zugrunde 

liegenden Marktfaktoren teilweise nicht mehr erklärbar. Al-

lerdings wird sich – wie schon in früheren „heissen“ Markt-

phasen – auch diesmal erst im Nachhinein weisen, ob, wo 

und zu welchem Zeitpunkt Immobilienblasen bestanden ha-

ben. 

Anders präsentiert sich die Marktlage für die Wohnungssu-

chenden. Wer aus beruflichen oder familiären Gründen auf 

eine Wohnung in der Agglomeration angewiesen ist und nur 

über ein vergleichsweise bescheidenes Einkommen verfügt, 

muss sich auf eine langwierige Suche einstellen oder aber 

bezüglich Standort und Qualität der Wohnung Abstriche 

in Kauf nehmen. Wo die Marktdynamik zu einer beschleu-

nigten Entmischung der Bevölkerung führt, was insbeson-

dere in den Stadtzentren und in attraktiven Gemeinden in 

Pendlerdistanz zu den Zentren der Fall ist, ist der Ruf nach 

Gegensteuerung und einem stärkeren Engagement der öf-

fentlichen Hand in der Wohnungspolitik lauter geworden. Es 

ist erfreulich, dass in dieser Debatte die anfangs Jahr vom 

BWO veröffentlichte Studie „Förderung des gemeinnützigen 

Wohnungsbaus mit raumplanerischen Mitteln“ häufig als 

Diskussionsgrundlage beigezogen wird.

Wie aus dem vorliegenden Bericht hervorgeht, waren im 

vergangenen Jahr für die Wohnungspolitik auf Bundesebe-

ne und die Tätigkeiten im BWO drei „Meilensteine“ von be-

sonderer Bedeutung: Im August verabschiedete der Bundes-

rat die Botschaft zu einem Bundesbeschluss über 1,4 Milliar-

den Franken. Damit soll bis mindestens 2015 die bewährte 

Verbürgung von Anleihen der Emissionszentrale für ge-

meinnützige Wohnbauträger EGW fortgeführt werden. Das 

Parlament ist zwischenzeitlich dem Antrag des Bundes-

rates gefolgt und hat dieser indirekten Bundeshilfe, die den 

Wohnbaugenossenschaften zu günstigen Finanzierungen 

verhilft, zugestimmt. Hingegen ist der Nationalrat im Sep-

tember ein zweites Mal nicht auf die bundesrätliche Vorlage 

zur Mietrechtsrevision eingetreten. Damit sind nötige Ver-

besserungen im Mietrecht wohl für längere Zeit vom Tisch. 

Schliesslich wurden im Dezember die Liegenschaften der 

Sapomp Wohnbau AG verkauft. Dank dem erwähnten posi-

tiven Marktumfeld konnte ein Erlös erzielt werden, der dem 

Bund nicht nur die Rückführung des Eigenkapitals ermögli-

cht, sondern auch einen beträchtlichen ausserordentlichen 

Ertrag beschert.

Den Mitarbeitenden des BWO sei an dieser Stelle für den 

speziellen Einsatz im Zusammenhang mit diesen Geschäf-

ten wie auch für die alltäglichen Vollzugs-, Forschungs-, Be-

ratungs- und Informationsarbeiten zugunsten guter Wohn-

bedingungen herzlich gedankt. Mit der definitiven Ernen-

nung des Direktors ist für sie eine längere Phase mit unsi-

cherer Amtszukunft zu Ende gegangen. Aber auch die im 

Wohnungswesen aktiven Interessengruppen können nun 

auf Bundesebene weiterhin auf einen verlässlichen Partner 

zählen. 

Grenchen, im März 2011        Dr. Ernst Hauri, Direktor
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Wohnungen in anderen Gebäuden
Einfamilienhäuser
Leerwohnungsquote

Wohnungsmarkt: Ausgeprägte regionale Knappheiten trotz hoher 

Bautätigkeit

In der ersten Hälfte des Jahres 2010 erholte sich die 

Schweizer Wirtschaft schneller als erwartet von der Re-

zession, welche die Monate seit Herbst 2008 geprägt hat-

te. Das positive wirtschaftliche Umfeld machte sich auf dem 

Wohnungsmarkt in einer starken Nachfrage bemerkbar, die 

trotz hoher Bautätigkeit regional zu weiteren Knappheiten 

und Preissteigerungen führte.

Die Wohnbevölkerung hatte zwischen 2001 und 2006 je-

weils um 0,6 – 0,8% zugenommen. In den Jahren 2007 

und 2008 betrugen die Wachstumsraten 1,1% bzw. 1,4%. 

Dies führte 2008 zu einem Bevölkerungsanstieg von über 

108‘000 Personen – dem höchsten seit 1963. Rund 85% 

dieser Zunahme waren migrationsbedingt. Trotz der Ab-

schwächung der Bevölkerungszunahme ab Spätherbst 

2008 hat im Jahr 2009 mit einem Wachstum von rund 

84‘000 Personen (+1,1%) die drittgrösste Zunahme der letz-

ten 15 Jahre resultiert. Die bisher publizierten Monatsresul-

tate lassen für 2010 ein Wachstum von 75‘000 bis 80‘000 

Personen (+1,0%) erwarten.

Positive Impulse für die Wohnungsnachfrage ergaben sich 

auch aus der geringen Teuerungsrate, die im Jahr 2009 einen 

ausgesprochen grossen Reallohnanstieg von 2,6% ermöglich-

te. Dieser dürfte 2010 deutlich tiefer ausgefallen sein, und 

auch im laufenden Jahr ist nicht von stark steigenden Real-

löhnen auszugehen. Daneben tangieren die weiterhin stark 

ansteigenden Krankenkassenprämien das verfügbare Ein-

kommen. Auch die Situation auf dem Arbeitsmarkt stützt 

die Wohnungsnachfrage: Nach einem deutlichen Rückgang 

in der ersten Hälfte des vergangenen Jahres haben die Ar-

beitslosenzahlen im Spätherbst 2010 wieder leicht angezo-

gen. Saisonbereinigt ist jedoch seit einem guten Jahr ein 

konstanter Rückgang zu verzeichnen. Ein weiterer Rück-

gang darf auch in den kommenden Monaten erwartet wer-

den.

Neu gebaute und leer stehende Wohnungen im Vergleich 1980 - 2010
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Hohe Neuproduktion auch dank weiterhin tiefer 
Hypothekarzinssätze

Zwischen 2002 und 2008 ist die jährliche Wohnungspro-

duktion von 29’000 auf über 40’000 Einheiten angestiegen. 

Nachdem im Jahr 2009 die Produktionsziffer nicht ganz 

40‘000 erreichte, dürfte sie 2010 wieder leicht über 40‘000 

liegen. Vorlaufende Indikatoren, speziell die rekordhohe Zahl 

von sich im Bau befindlichen Wohnungen (rund 70‘000), 

aber auch die Zahl der baubewilligten Wohnungen, lassen 

auch im laufenden Jahr eine Produktionsziffer oberhalb von 

40’000 erwarten. Weiter führen die von der Politik geschaf-

fenen Anreize zur energetischen Erneuerung zu einer ver-

stärkten Renovationstätigkeit.

Im Jahre 2009 waren gut 9’000 neue Einfamilienhäuser er-

stellt worden. Im Geschosswohnungsbau gibt es Anzei-

chen, dass wieder vermehrt Mietwohnungen erstellt wer-

den. Diese hatten in den letzten Jahren nur noch rund ein 

Viertel der neu gebauten Wohnungen ausgemacht.

Seit gut zwei Jahren müssen Hypothekardarlehen mit vari-

ablem Zinssatz noch zu Sätzen zwischen 2,25 und 3% ver-

zinst werden. Ein noch tieferes Niveau weisen die Sätze von 

Festhypotheken, speziell diejenigen mit kurzen bis mittle-

ren Laufzeiten, auf. Die Phase dieser historisch tiefen Sätze 

könnte in der zweiten Jahreshälfte 2011 langsam zu Ende 

gehen. Der Baupreisindex ist von 2003 bis Herbst 2008 un-

unterbrochen angestiegen. Nach einem leichten Rückgang 

im vorangehenden Halbjahr haben sich die Baupreise ab 

April 2009 stabilisiert. Im Herbst 2010 hat wieder eine leich-

te Preissteigerung eingesetzt.

Kaum leerstehende Wohnungen in den 
Agglomerationen

Nachdem die Leerwohnungsquote von 1998 bis 2003 ste-

tig gesunken ist, pendelt sie seither um 1%. Am 1. Juni 2010 

standen in der Schweiz knapp 37’000 Wohnungen leer, was 

einer Leerstandsquote von 0,94% entspricht. Die höchsten 

kantonalen Leerstandsziffern meldeten die Kantone Jura 

(2,08%), Solothurn (1,98%) und Glarus (1,89%). Am wenig-

sten leerstehende Wohnungen im Verhältnis zum Woh-

nungsbestand befinden sich in den Kantonen Genf (0,23%), 

Zug (0,29%), Basel-Landschaft und Waadt (je 0,46%), wo-

Leerwohnungsziffer am 1. Juni 2010
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bei der Wert in der Agglomeration Lausanne 0,25% beträgt. 

Im Vergleich zum Vorjahr ging sowohl die Zahl der leerste-

henden Neuwohnungen wie auch diejenige der Einfami-

lienhäuser zurück, was auf eine gute Absorption der neu-

gebauten Wohnungen und auf einen andauernden Trend 

ins Wohneigentum hindeutet. Es überrascht deshalb nicht, 

dass die Zahlen der leerstehenden und zum Verkauf ausge-

schriebenen Wohnungen zurück gingen, während sich die 

Zahl der leerstehenden Mietwohnungen leicht erhöhte.

Moderates Ansteigen der Mietpreise 

Die Mietpreissteigerungen waren in den Jahren zwischen 

2006 und 2009 mit Ausnahme von 2008 jeweils deut-

lich höher als der Anstieg des Konsumentenpreisindexes. 

Im vergangenen Jahr betrug die durchschnittliche Miet-

preissteigerung 1,1%, während der Konsumentenpreisin-

dex durchschnittlich um 0,7% anstieg. Seit dem 10. Sep-

tember 2008 ist der vom BWO vierteljährlich publizierte hy-

pothekarische Referenzzinssatz für Mietverhältnisse in der 

ganzen Schweiz gültig. 2009 ermässigte sich dieser in zwei 

Schritten um total einen halben Prozentpunkt. Im Dezem-

ber 2010 erfolgte eine weitere Reduktion um einen vier-

tel Prozentpunkt auf 2,75%. Auch aufgrund der allgemei-

nen Teuerungssituation sowie der Lage auf dem Mietwoh-

nungsmarkt kann deshalb in den nächsten Monaten von ei-

nem moderaten Anstieg des Mietpreisindexes ausgegangen 

werden.

Seit rund elf Jahren steigen die Angebotspreise in allen Woh-

nungskategorien an. Im Verlauf der letzten paar Monate hat 

sich der Anstieg bei den Mietwohnungen aufgrund der wei-

terhin hohen Wohnungsproduktion, der rückläufigen Dyna-

mik beim Bevölkerungswachstum sowie Abgängen in Rich-

tung Eigentum stark abgeschwächt. Die Preise im Wohnei-

gentumsbereich sind hingegen weiter angestiegen. Vor allem 

in den Stadtzentren und anderen „Hotspots“ des Wohnungs-

marktes hat sich die Preisentwicklung von der Einkommen-

sentwicklung abgekoppelt, weshalb zumindest an diesen 

Orten die Gefahr einer Immobilienblase nicht mehr von der 

Hand zu weisen ist. Für das laufende Jahr ist gesamtschwei-

zerisch mit leicht ansteigenden Preisen zu rechnen, wobei 

sich regional und je nach Segment weiterhin unterschiedliche 

Entwicklungen ergeben werden.

Preisindizes des Wohnungsmarkts 1996 bis 2010 (Angebotspreise)
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Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass die Woh-

nungsknappheit vor allem in den Städten, in vielen Agglo-

merationen und in den attraktiven Gemeinden in Tourismus-

gebieten oder in Pendlerdistanz zu den Zentren den Preis-

anstieg bei Neuangeboten weiter angetrieben hat. Darunter 

leiden die wirtschaftlich schwächeren Personen und Haus-

halte, die sich auf Wohnungssuche befinden und sich häu-

fig mit Angeboten zufrieden geben müssen, die betreffend 

Standort nicht ihren Präferenzen entsprechen. Vor allem 

aus attraktiven Gemeinden z. B. am Zürich- oder Genfersee 

mehren sich die Berichte von Ortsansässigen, die bei der 

Neugründung eines Haushalts oder einem Wohnungswech-

sel die Gemeinde verlassen müssen. In diesen Gebieten hat 

die Wohnungsfrage im vergangenen Jahr das öffentliche In-

teresse vermehrt geweckt, was vor allem in unterschiedli-

chen wohnungspolitischen Initiativen auf Gemeinde- und 

Kantonsebene zum Ausdruck kam. Aber auch in der Bun-

despolitik ist die Wohnungspolitik im Laufe des Jahres wie-

der stärker zum Thema geworden. So hat die sozialdemo-

kratische Fraktion am 1. Dezember 2010 in einer Interpella-

tion den Bundesrat ersucht, verschiedene Fragen zur Ent-

wicklung des Wohnungsmarktes und zur Wohnraumförde-

rung zu beantworten.
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Wohnungspolitik: Bundesrat und Parlament wollen Unterstützung 

der EGW fortsetzen

Im Jahre 2003 hatte das Parlament zusammen mit dem 

Wohnraumförderungsgesetz (WFG) einen Rahmenkre-

dit für Eventualverpflichtungen im Umfang von 1,775 Milliar-

den Franken verabschiedet. Dieser Kredit diente in erster Li-

nie der Verbürgung von Anleihen der Emissionszentrale für 

gemeinnützige Wohnbauträger (EGW). Da der Kredit voraus-

sichtlich im Laufe des zweiten Semesters 2011 ausgeschöpft 

sein wird, hat das BWO in der ersten Jahreshälfte 2010 eine 

Botschaft erarbeitet, die der Bundesrat am 18. August 2010 

verabschiedet hat. Er beantragte dem Parlament, einen neu-

en Rahmenkredit von 1,4 Milliarden Franken für Eventualver-

pflichtungen zugunsten des gemeinnützigen Wohnungsbaus 

zu sprechen und damit die Unterstützung der EGW fortzu-

setzen. 

Der Bund unterstützt seit Anfang der Neunzigerjahre mit 

Bürgschaften die Aktivitäten der EGW, die mittels Anlei-

hen direkt auf dem Kapitalmarkt Gelder beschafft. Dank 

der Bundesbürgschaft kann die EGW ihren Mitgliedern die 

Mittel zur Erstellung und Erneuerung von preisgünstigem 

Wohnraum langfristig zu vorteilhaften Bedingungen zur Ver-

fügung stellen. Auf diese Weise wurden seit 2003 bereits 

rund 20’000 Wohnungen günstig finanziert. Zudem gewährt 

der Bund Rückbürgschaften für die Hypothekar-Bürg-

schaftsgenossenschaften des gemeinnützigen Wohnungs-

baus. 

Der Rahmenkredit soll es der EGW ermöglichen, die Bereit-

stellung von zinsgünstigen Mitteln für den gemeinnützigen 

Wohnungsbau im Jahre 2011 nahtlos fortzusetzen. Da es 

sich bei den beantragten Mitteln um Eventualverpflichtun-

gen handelt, werden diese nur ausgabenwirksam, sofern im 

Einzelfall eine Bürgschaft eingelöst werden muss. Dies war 

seit 2003 nie der Fall.

Der Nationalrat hat am 13. Dezember 2010 mit einem quali-

fizierten Mehr von 109 zu 64 Stimmen die Ausgabenbremse 

gelöst und mit 105 zu 69 Stimmen dem Bundesbeschluss 

zugestimmt. Der Ständerat hat in der Frühjahrssession 2011 

die Vorlage einstimmig genehmigt.

Wenig neue Mittel für den Fonds de roulement in 
den Jahren 2011 und 2012

Die Gewährung von zinsgünstigen Darlehen aus dem Fonds 

de roulement stellt neben den angesprochenen Garan-

tieleistungen das zweite Standbein der Wohnraumförde-

rung gemäss Wohnraumförderungsgesetz dar. 2003 hat-

te das Parlament einen Rahmenkredit im Umfang von 300 

Millionen Franken für Darlehen gesprochen. Dafür standen 

Ende 2010 noch 105 Millionen zur Verfügung. Das Budget 

und der Finanzplan sahen vor, dass dieser Betrag in Jah-

restranchen von jeweils 30 Millionen Franken dem Fonds de 

roulement zugeführt werden soll. Um den Bundeshaushalt 

im Gleichgewicht zu halten, hat der Bundesrat am 24. Juni 

2010 zusammen mit dem Voranschlag für das Jahr 2011 

umfangreiche Konsolidierungsmassnahmen beschlossen. 

Diese sahen unter anderem vor, dass Kreditaufstockungen, 

die im Zusammenhang mit der Stabilisierung der Wirtschaft 

für das Jahr 2009 vorgenommen wurden, in den Jahren 

2011 und 2012 zu kompensieren sind. Weil der Darlehens-

kredit des BWO im Budget 2009 von fünf auf 50 Millionen 

Franken erhöht wurde, sind in den Jahren 2011 und 2012 je 

22,5 Millionen Franken zu kompensieren. Statt der vorgese-
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henen je 30 Millionen Franken können daher in diesen bei-

den Jahren nur knapp sieben Millionen Franken neu dem 

Fonds de roulement zugeführt werden. Am 1. September 

2010 hat der Bundesrat schliesslich die Botschaft zum Kon-

solidierungsprogramm 2012 – 13 verabschiedet. Danach 

soll der Ende 2012 noch zur Verfügung stehende Restbe-

trag des 2003 gesprochenen Rahmenkredits „gestreckt“ 

werden, d. h. nicht in Jahrestranchen von jeweils 30 Mil-

lionen, sondern in solchen von 20 Millionen Franken dem 

Fonds de roulement zugeführt werden. In den Vorarbei-

ten stand unter anderem auch zur Debatte, den Rahmen-

kredit überhaupt nicht auszuschöpfen. Ende 2010, ange-

sichts stark verbesserter Haushaltszahlen, hat der Bundes-

rat dem Parlament jedoch beantragt, auf diese Konsolidie-

rungsmassnahmen zu verzichten. Der Entscheid des Parla-

ments stand anfangs 2011 noch aus.

Zusammenschluss bei den Partnerorganisationen 
des BWO

In der Wohnraumförderung arbeitete das BWO bisher eng 

mit drei Dachorganisationen der gemeinnützigen Wohnbau-

träger zusammen, unter anderem in der Bewirtschaftung 

der Darlehen aus dem Fonds de roulement. Die Delegier-

ten der zwei kleineren Organisationen, des Schweizerischen 

Verbandes für Wohnbau- und Eigentumsförderung (SWE) 

und des Schweizerischen Verbandes liberaler Baugenos-

senschaften (VLB) haben am 22. November 2010 beschlos-

sen, die beiden Verbände zu „WOHNEN SCHWEIZ – Ver-

band der Baugenossenschaften“ zusammenzuführen. Der 

neue Verband versteht sich als Alternative zum Schweize-

rischen Verband für Wohnungswesen (SVW) und will sich 

vorab in der bürgerlich geprägten Genossenschaftsbewe-

gung für die Stärkung des gemeinnützigen Wohnungsbaus 

einsetzen. Trotz unterschiedlicher politischer Ausrichtung 

werden die zwei Verbände ihre Zusammenarbeit fortset-

zen. So besteht beispielsweise ein gemeinsames Weiterbil-

dungsprogramm der Verbände. In diesem Rahmen haben 

sie gemeinsam den Lehrgang „Management von gemein-

nützigen Wohnbauträgern“ durchgeführt, den 2010 28 Per-

sonen erfolgreich abgeschlossen haben. Ein zweiter Lehr-

gang startete mit 37 Personen im vergangenen Herbst. 

 

Hin und her bei der steuerlichen 
Eigentumsförderung

Im Zusammenhang mit der Wohneigentumsförderung stan-

den im Jahre 2010 fiskalische Massnahmen zur Debatte. 

Das BWO hat bei diesen Geschäften zwar nicht die Feder-

führung, ist jedoch jeweils eng in die Vorbereitung der Bun-

desratsentscheide einbezogen.

Den beiden in den Jahren 2008 und 2009 eingereich-

ten Volksinitiativen zum Bausparen hatte der Bundesrat 

noch im Herbst 2009 eine Botschaft mit Antrag auf Ab-

lehnung ohne Gegenentwurf entgegen gestellt. Im Früh-

jahr 2010 beschloss der Nationalrat, die Volksinitiative „Ei-

gene vier Wände dank Bausparen“ (HEV-Initiative) und die 

„Bauspar-Initiative“ der Schweizerischen Gesellschaft für 

die Förderung des Bausparens (SGFB) dem Volk und Stän-

den zur Annahme zu empfehlen. In der Sommersession be-

schloss der Ständerat, die „Bauspar-Initiative“ nicht zur An-

nahme zu empfehlen. Gleichzeitig wies er die HEV-Initiati-

ve an die Kommission zurück mit dem Auftrag, einen indi-

rekten Gegenvorschlag auszuarbeiten. Die WAK-S beauf-

tragte ihrerseits die Verwaltung, einen Bericht auszuarbei-

ten, in welchem die verschiedenen heute aktiven sowie die 

im WFG sistierten, aber grundsätzlich bestehenden Kanäle 

dem Bausparen gegenüber gestellt und diskutiert werden. 

Im Oktober nahm die WAK-S den von ihr ausgearbeiteten 

Gegenentwurf an und schickte den Vorentwurf für eine Än-

derung der Steuergesetze zur Einführung des steuerlich be-

günstigten Bausparens bei Bund und Kantonen bis Ende 

Jahr in die Vernehmlassung. Der indirekte Gegenvorschlag 

lehnt sich eng an die HEV-Initiative an, unterstellt aber das 

Bausparkapital der Vermögensbesteuerung und die Zinsen 

darauf der Einkommenssteuer, während die Einzahlungen in 

die Bauspargefässe steuerlich abzugsfähig bleiben. Weiter 

wurden die Modalitäten der Besteuerung bei zweckfremder 

Verwendung des Bausparkapitals festgelegt. Die Vernehm-

lassung zum indirekten Gegenvorschlag gab ein sehr dis-

perses Bild, unter anderem haben sich fast alle Kantone ne-

gativ dazu geäussert. Die parlamentarischen Beratungen 

des indirekten Gegenvorschlages, welchen der Bundes-

rat ebenso wie die beiden Initiativen ablehnt, werden in der 

Frühjahrssession 2011 beginnen.

Vom Hauseigentümerverband war im Jahr 2009 neben 

der Initiative zum Bausparen die Volksinitiative „Sicheres 

Wohnen im Alter“ eingereicht worden. Nach der im Win-

ter 2009/2010 durchgeführten Vernehmlassung, in welcher 

sehr kontroverse Stellungnahmen resultierten, stellte der 

Bundesrat im Sommer 2010 der Volksinitiative einen indi-

rekten Gegenvorschlag gegenüber und verabschiedete die 

entsprechende Botschaft. Er schlug damit den vom Parla-

ment geforderten Systemwechsel in der Wohneigentums-

besteuerung vor. Im November hat sich die WAK-S grund-

sätzlich für einen Systemwechsel bei der Eigenmietwertbe-

steuerung ausgesprochen, gleichzeitig aber die Verwaltung 

beauftragt, den Gegenentwurf nachzubessern: Erstens soll-
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te die Vorlage keine Mehreinnahmen für den Bund zur Folge 

haben, zweitens dürfe der Mittelstand vom Systemwechsel 

nicht überdurchschnittlich belastet werden und drittens soll-

te eine Gesetzesänderung nicht dazu führen, dass der Neu-

erwerb von Wohneigentum erschwert wird. Diese Punkte 

wurden umgesetzt, indem der Ersterwerberabzug leicht er-

höht und dessen Dauer verdoppelt wurde. Gleichzeitig wur-

den die in der ursprünglichen Vorlage enthaltenen Steuer-

abzüge für Investitionen in Energiesparmassnahmen oder 

denkmalpflegerische Arbeiten gestrichen. Volksinitiative 

und Gegenvorschlag sollen in der Frühjahrssession 2011 im 

Ständerat behandelt werden.

Nichteintreten auf die Revision des Mietrechts

Am 12. Dezember 2008 hatte der Bundesrat den Entwurf 

zur Änderung des Mietrechts zuhanden des Parlaments 

verabschiedet. Die Gesetzesvorlage war aufgrund von Vor-

schlägen einer Arbeitsgruppe aus Vertreterinnen und Ver-

tretern der Vermieter- und Mieterorganisationen erarbei-

tet worden. Bezweckt wurden ein Systemwechsel von der 

Kostenmiete zur Index- und Vergleichsmiete und damit eine 

Loslösung der Mietzinse von den Hypothekarzinssätzen. 

Für die Überprüfung der Missbräuchlichkeit des Anfangs-

mietzinses wurde nicht mehr auf das Kriterium des über-

setzten Ertrags, sondern auf Vergleichsmietzinse abgestellt. 

Beim Kündigungsschutz waren keine Änderungen vorgese-

hen.

Im Laufe des Jahres 2009 begannen die parlamentarischen 

Beratungen, die von Seite des BWO begleitet und durch zu-

sätzliche Abklärungen unterstützt wurden. Heftig umstritten 

blieb der Umfang der Indexierung. Die Sozialpartner hatten 

eine hundertprozentige Überwälzung der vom Landesin-

dex der Konsumentenpreise ausgewiesenen Teuerung ver-

einbart. Dies wurde jedoch in der Vernehmlassung von ver-

schiedener Seite kritisiert, so dass sich der Bundesrat ent-

schloss, zwar an einer hundertprozentigen Indexierung fest-

zuhalten, jedoch bezogen auf den um die Wohn- und Ener-

giekosten bereinigten Warenkorb. In der parlamentarischen 

Beratung stiess dies teilweise auf Ablehnung. Obgleich nun 

wieder von einer vollen Indexierung gemäss dem ausge-

handelten Kompromiss ausgegangen wurde, ist der Natio-

nalrat am 25. Mai 2009 der Empfehlung der Rechtskommis-

sion gefolgt und hat es abgelehnt, auf das Geschäft einzu-

treten. Der Ständerat hingegen hat die Revision angenom-

men und hat sich dabei weitgehend der Vorlage des Bun-

desrates angeschlossen. Am 14. September 2010 hat es 

jedoch der Nationalrat erneut abgelehnt, auf das Geschäft 

einzutreten, diesmal mit einem Zufallsmehr von zwei Stim-

men. Damit muss die Revision des Mietrechts im Obligatio-

nenrecht vorläufig als gescheitert betrachtet werden. 

Die Revision des Mietrechts im Obligationenrecht hätte 

auch eine neue Verordnung bedingt, welche diejenige vom 

9. Mai 1990 über die Miete und Pacht von Wohn- und Ge-

schäftsräumen (VMWG) abgelöst hätte. Parallel zu den Ge-

setzgebungsarbeiten wurde deshalb im BWO ein neu-

er Entwurf dieser in der Praxis sehr bedeutenden Verord-

nung ausgearbeitet. Nach Ablehnung der Revisionsvorlage 

bleibt die VMWG weiter in Kraft. Es wird jedoch abzuklären 

sein, ob gewisse Anpassungen gestützt auf die bestehen-

den OR-Regelungen zum Mietrecht vorzunehmen sind.

Mietrechtlicher Referenzzinssatz im Fokus der 
Sozialpartner

Der mietrechtliche Referenzzinssatz, der im September 

2008 zum ersten Mal bekannt geben wurde und für die 

Mietzinsgestaltung in der ganzen Schweiz massgebend 

ist, steht Ende 2010 bei 2,75%. Der ursprünglich als Über-

gangslösung bis zum Inkrafttreten der Mietrechtsrevision 

eingeführte Referenzzinssatz wird nun für eine unbestimmte 

Zeit für die Anpassungen der Mietzinse an die Änderungen 

der Hypothekarzinssätze massgebend sein. Unmittelbar 

nach der Ablehnung der Mietrechtsreform durch das Parla-

ment wurde deshalb von Seiten der Sozialpartner verlangt, 

die Berechnungsmethode des Referenzzinssatzes zu über-

prüfen. Das BWO hat im Dezember 2010 eine erste Aus-

sprache organisiert und verschiedene Berechnungsmetho-

den zur Diskussion gestellt.

Parlamentarische Initiativen zum Mietrecht

Die 2007 eingereichte Parlamentarische Initiative Recordon, 

die zum Ziel hatte, Menschen mit Behinderungen einen bes-

seren Zugang zu Gebäuden für die Benützung zu Berufs- 

oder Wohnzwecken zu ermöglichen, wurde vom Nationalrat 

am 17. Dezember 2010 abgeschrieben. Das BWO hatte vor-

gängig im Auftrag des Parlaments verschiedene Abklärungen 

getroffen, wie die Ziele der Initiative auf der Gesetzesebene 

umgesetzt werden könnten.

Einer 2009 eingereichten Parlamentarischen Initiative Thanei 

zum Kündigungsschutz wurde vom Nationalrat mit Entscheid 

vom 13. Dezember 2010 keine Folge gegeben. Die Initiative 

verlangte, das Obligationenrecht sei dahingehend zu ergän-

zen, dass eine Kündigung, die durch den Vermieter ausge-

sprochen wird, anfechtbar ist, wenn sie bezweckt, von einer 

neuen Mieterschaft einen höheren Mietzins zu realisieren.
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Vollzug der Förderung: Angepasste Bedingungen für 

zinsgünstige Darlehen

Das Gros der BWO-Mitarbeitenden ist in den Vollzug der 

Wohnraumförderung eingebunden, wobei zwischen den 

Geschäften nach dem Wohnraumförderungsgesetz WFG 

und solchen nach dem Wohnbau- und Eigentumsförde-

rungsgesetz WEG differenziert werden kann.

Gestützt auf das WFG waren im Jahre 2009 überdurch-

schnittlich viele Wohnungen mit zinsgünstigen Darlehen aus 

dem Fonds de roulement gefördert worden. Deshalb und 

weil im Rahmen der Massnahmen zur Entlastung des Bun-

deshaushalts die damals vorgezogenen Mittel in den Jahren 

2011 und 2012 kompensiert werden müssen, zeichnete sich 

bereits anfangs 2010 ein Mittelengpass ab. Das BWO hat 

zusammen mit den in den Vollzug eingebundenen Dachor-

ganisationen der gemeinnützigen Bauträger in der ersten 

Jahreshälfte 2010 neue Bedingungen für den Darlehensbe-

zug ausgearbeitet und erlassen.

Angepasste Bedingungen für Darlehen aus dem 
Fonds de roulement

Die neuen Bedingungen wurden im Mai publiziert. Einge-

führt wurde ein maximaler Darlehensbetrag von 1,5 Milli-

onen Franken pro Geschäft, und die höchst zulässige Be-

teiligung eines Bauträgers am Fonds wurde auf 5 Millio-

nen Franken beschränkt. Zudem wurden die energetischen 

Standards für Neubauten verschärft. Die Einführung die-

ser Anforderungen führte unter den gemeinnützigen Bau-

trägern zu starken Diskussionen. Vor allem beim Regional-

verband Zürich des SVW und in der welschen Schweiz, wo 

die Darlehen aus dem Fonds de roulement wegen der Zu-

ständigkeit des BWO bei Mietzinseinsprachen einen gewis-

sen „Missbrauchsschutz“ bedeuten, waren die Reaktionen 

heftig. 

Im 2010 konnte der Fonds um 30 Millionen Franken auf 

nun 405 Millionen Franken aufgestockt werden. Wird das 

vom Bundesrat 2010 verabschiedete Konsolidierungspro-

gramm vom Parlament genehmigt, verzögert sich die Aus-

zahlung des restlichen Rahmenkredits. Erst im 2017 wer-

den der Kredit vollständig dem Fonds zugeführt sein und 

Fördergelder von knapp mehr als 510 Millionen Franken zur 

Verfügung stehen. Bei gleich bleibenden Bedingungen be-

deutet dies, dass langfristig das jährliche Fördervolumen bei 

800 bis 1’000 Wohnungen liegen sollte. Seit dem Inkrafttre-

ten des WFG im Oktober 2003 wurde dieses Volumen nur 

im 2005 unterschritten. Im Durchschnitt der Jahre 2004 - 

2010 waren es jährlich knapp 1’700 Wohnungen und Dar-

lehen von fast 50 Millionen Franken. Auch unter Ausschluss 

des Sonderprogramms 2009 liegt der jährliche Durchschnitt 

noch immer bei rund 1’500 Wohnungen und Darlehen von 

über 41 Millionen Franken. Unter der Annahme, dass die-

ses Volumen einem langfristigen Bedarf entspricht, müss-

te der Fonds um weitere 200 bis 300 Millionen Franken auf-

gestockt oder die Laufzeit der daraus gewährten Darlehen 

entsprechend verkürzt werden.

Im Jahre 2010 konnten 1’493 Wohnungen mit einem Darle-

hensvolumen von 40,7 Millionen Franken gefördert werden. 

Der Anteil der Neubauten lag im Gegensatz zum Vorjahr 

deutlich höher als jener der Wohnungserneuerungen. Ge-

suche gingen aus zehn Kantonen ein, wobei das Schwerge-

wicht der Förderung mit 939 Wohnungen im Kanton Zürich 

lag. Fast die Hälfte davon entfallen auf einen Neubau der 

Genossenschaft „mehr als wohnen“ (442 Wohnungen). Bei 

diesem Vorzeigeprojekt des gemeinnützigen Wohnungs-

baus wird auch bei der Finanzierung ein neuer Weg einge-

schlagen. Die an der Genossenschaft beteiligten Bauträger 

führen vorzeitig Darlehen in den Fonds zurück. Diese Beträ-

ge können zweckgebunden für die Finanzierung der neuen 

Überbauung verwendet werden. 

Historisch tiefe Zinssätze für EGW-Anleihen 

Die Emissionszentrale für gemeinnützige Wohnbauträger 

(EGW) hat 2010 eine Anleihe aufgestockt und drei neue be-

geben. Das Anleihevolumen machte insgesamt knapp 230 

Millionen Franken aus. Dank der Bundesbürgschaft konn-

te die EGW äusserst günstige Mittel für die Finanzierung ge-

meinnütziger Wohnbauprojekte generieren. Beispielhaft sei 

die Serie 39 genannt: Für die am 6. September 2010 öf-

fentlich platzierte Anleihe von 90 Millionen betragen die so 

genannten „all-in-costs“ 1,999 Prozent, und dies bei einer 

Laufzeit von zehn Jahren. 33 gemeinnützige Wohnbauträ-

ger haben sich an dieser Anleihe beteiligt. 
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WEG: Noch über 70’000 Wohnungen der 
Bundeshilfe unterstellt

Die WEG-Geschäfte mit ihrer Laufzeit von mindestens 25 

Jahren nehmen zwar kontinuierlich ab. Weil aber der Gross-

teil des Förderungsvolumens aus der ersten Hälfte der 

Neunzigerjahre stammt, fällt der jährliche Rückgang noch 

relativ bescheiden aus. Im vergangenen Jahr wurden rund 

1’000 Eigentumsobjekte und 3’500 Mietwohnungen aus der 

Bundeshilfe entlassen. 

Ende 2010 umfasste das WEG-Volumen noch gut 21’000 

Geschäfte mit über 70’000 Wohnungen. Die Prüfung und 

Bewilligung von Handänderungen, von Teilverkäufen und 

Erneuerungen sowie die Mutationskontrollen bezüglich der 

Bewohnerschaft erfolgen in Zusammenarbeit mit den kan-

tonalen Fachstellen für die Wohnbauförderung. Mit diesen 

finden jeden Herbst Informationstreffen statt: 2010 mit den 

deutschsprachigen Kantonsvertretungen in Arbon und mit 

den Fachleuten der welschen Kantone sowie des Tessins 

in Sion.

Trotz abnehmendem Volumen ist die WEG-Förderung noch 

immer mit beträchtlichen Finanzflüssen verbunden. So wur-

den 2010 einerseits gut 74,6 Millionen Franken zur Verbil-

ligung der Wohnkosten (Zusatzverbilligungen) ausbezahlt; 

dies waren rund fünf Millionen weniger als im Vorjahr. Die-

sem Betrag standen Rückzahlungen von Grundverbilli-

gungsvorschüssen im Umfang von rund 90 Millionen Fran-

ken gegenüber. 

Das BWO ist Beschwerdeinstanz für Mietzinsstreitigkeiten in 

Liegenschaften, die aufgrund des WEG oder des WFG ge-

fördert werden. Die Mietenden können jederzeit eine Über-

prüfung des Mietzinses beantragen. Das BWO versucht, 

unter den Parteien eine Einigung herbeizuführen. Kommt 

eine solche nicht zustande, erlässt das BWO eine Verfü-

gung. Für die Überprüfung der Nebenkosten nach dem Ob-

ligationenrecht sind die Schlichtungsbehörden zuständig. 

Bei WEG-geförderten Liegenschaften führte das BWO im 

Jahr 2010 rund 100 formelle Verfahren im Zusammenhang 

mit der Anfechtung von Mietzinsen, Mietzinserhöhungen und 

der Ausrichtung von Zusatzverbilligungen durch. Weitere 15 

Verfahren erfolgten im Zusammenhang mit Anfechtungen 

von Mietzinsen im Bereich des WFG. Diese Verfahren erfor-

dern zum Teil aufwendige Abklärungen, da im Rahmen des 

WFG keine Mietzinspläne bestehen. Es sind deshalb im Ein-

zelfall oft umfangreiche Kostenberechnungen vorzunehmen.

2010 wurden aufgrund der periodischen behördlichen Kon-

trollen nur noch bei einigen wenigen Liegenschaften, die mit 

Hilfen des WEG unterstützt werden, Überschreitungen der 

Mietzinspläne festgestellt. Das BWO stellte in diesen Fällen 

sicher, dass die nötigen Anpassungen der Mietzinse erfolg-

ten. 

EGW-Anleihen, Stand am 31.12.2010
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Die Zahl der Bauträger bzw. Liegenschaften mit finanziel-

len Schwierigkeiten hat sich 2010 stark reduziert. Der Reco-

very-Dienst des BWO konnte 34 Geschäfte definitiv regeln, 

wobei fünf Fälle den Miet- und 29 Fälle den Eigentumssek-

tor betrafen. 23 Fälle, fünf weniger als im Vorjahr, kamen 

neu hinzu. 

WEG-Massnahme zur Stabilisierung der Wirtschaft 
greift

Als Bestandteil der 2009 vom Parlament beschlossenen 

Massnahmen zur Stabilisierung der Wirtschaft war auch 

eine Änderung des WEG vorgenommen worden. Danach 

kann der Bund bei geförderten Mietliegenschaften, die 

mehr als 20 Jahre alt sind, auf noch geschuldete Gutha-

ben verzichten, wenn mindestens im Umfang dieser Forde-

rung energiesparende Erneuerungsarbeiten erfolgen. Nach 

der Sanierung muss die Gebäudehülle der Liegenschaft die 

Mustervorschriften der Kantone im Energiebereich (MuKEn) 

oder den Minergie-Standard erfüllen. Mit dem Forderungs-

verzicht wird einerseits die Finanzierung der Investitionen 

erleichtert, hält doch der hohe Schuldbetrag in den Büchern 

der Bauträger viele Banken davon ab, dem Bauträger vor 

Ablauf der Bundeshilfe neues Geld zu leihen. Andererseits 

kann ohne zusätzliche Bundesmittel ein Beitrag zur Energie-

effizienz und zur Stützung der Konjunktur im Bau- und Aus-

baugewerbe geleistet werden. 

Im Jahr 2010 gingen 27 Gesuche ein, die einen Forderungs-

verzicht für gut 700 Wohnungen betreffen. Davon wurde In 

16 Fällen (314 Wohnungen) das Prozedere für einen Forde-

rungsverzicht eingeleitet. Dieser betrifft einen Verzicht im 

Umfang von rund 14 Millionen Franken, wodurch ein Bau-

volumen von über 20 Millionen Franken ausgelöst werden 

kann. Im Herbst 2010 konnte die erste Abrechnung einer 

abgeschlossenen Sanierung geprüft werden. Rückblickend 

kann festgestellt werden, dass das Programm aus konjunk-

turellen Gründen nicht nötig gewesen wäre, da die Bauwirt-

schaft dank einer schnellen wirtschaftlichen Erholung ohne-

hin ausgelastet blieb. Es bewährt sich jedoch sehr gut im 

Sinne einer Finanzierungserleichterung. Vor allem an weni-

ger attraktiven Standorten wären die Banken ohne Forde-

rungsverzicht des Bundes nicht bereit, notwenige Erneue-

rungen zu finanzieren. Deshalb ist es wichtig, dass das Pro-

gramm wie vorgesehen bis Ende 2012 fortgesetzt werden 

kann.

Liegenschaften der Sapomp Wohnbau AG 
verkauft

Seit 1976 operierte die Sapomp Wohnbau AG (SWAG) als 

Auffanggesellschaft des Bundes für Not leidende Liegen-

schaften, die im Rahmen des WEG gefördert worden waren 

und aus verschiedensten Gründen in die Zwangsverwer-

tung kamen. Der vor allem seit 1999 erworbene Wohnungs-

bestand umfasste im Dezember 2010 rund 2’600 Wohnun-

gen in gut 150 Liegenschaften. Diese wurden im Rahmen 

eines öffentlichen Bieterverfahrens per 1. Januar 2011 an 

die Pensionskasse der F. Hoffmann-La Roche AG verkauft. 

Dank eines ausgesprochen günstigen Marktumfelds kann 

ein Erlös erzielt werden, der die vollständige Rückführung 

des Aktienkapitals des Bundes im Umfang von 171 Millio-

nen Franken erlaubt. Darüber hinaus ist ein Gewinn von bis 

zu 260 Millionen Franken zu erwarten, der zum Grossteil im 

Laufe des Jahres 2011 als ausserordentliche Investitions-

einnahme dem Bund zufliessen wird. Ferner hat die SWAG 

im Laufe ihrer Besitzdauer die zusammen mit den Objekten 

übernommenen rückzahlbaren Mietzinsvorschüsse (Grund-

verbilligung) von insgesamt 160 Millionen Franken an den 

Bund zurückerstattet. Mit dem Verkauf der Liegenschaften 

wurde innerhalb der ursprünglich vorgesehenen Frist ein er-

folgreicher Schlussstrich unter eine Sanierungsaktion gezo-

gen, die 1999 mit einer Aufstockung des Eigenkapitals der 

SWAG durch die Eidgenössischen Räte begonnen hatte.

Weiterhin hohe Rückzahlungen der 
Wohnbaugenossenschaften des Bundespersonals

Das BWO betreut neben den Geschäften aus der WEG- 

und WFG-Förderung auch Darlehen, die zumeist vor länge-

rer Zeit den Wohnbaugenossenschaften des Bundesperso-

nals gewährt worden waren. Ende 2010 handelte es sich 

um Bundesdarlehen im Gesamtbetrag von rund 679 Milli-

onen Franken und um PUBLICA-Darlehen in der Höhe von 

rund 189 Millionen Franken. Im Laufe des vergangenen Jah-
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res hatte sich der hohe Rückfluss weiter fortgesetzt: 44 

Bundes-Darlehen wurden vollständig zurückbezahlt. Zu-

sätzlich wurden Amortisationen von rund 23 Millionen Fran-

ken geleistet, und Zinserträge von rund 15 Millionen Franken 

konnten verbucht werden. Aus dem Verkauf und der Liqui-

dation einer Wohnbaugenossenschaft resultierte ferner ein 

Überschuss von rund 14 Millionen Franken. Davon konnten 

13 Millionen als langfristiges Darlehen der Stiftung Solinvest 

gewährt werden. Diese Gemeinschaftseinrichtung der ge-

meinnützigen Wohnbauträger wurde damit in die Lage ver-

setzt, Aktienanteile des Bundes an der Logis-Suisse AG zu 

erwerben. 

Die Wohnbaugenossenschaften des Bundespersonals ha-

ben im Jahre 2010 Investitionen für die Erneuerung von 410 

Wohnungen beschlossen. Dies sind rund drei Prozent des 

gesamten Wohnungsbestandes. Vom Auftragsvolumen im 

Umfang von rund 26 Millionen Franken konnte gut ein Drit-

tel mit Eigenkapital finanziert werden. Für die Restfinanzie-

rung spielten neben Bankdarlehen auch EGW-Quoten und 

Darlehen aus dem Fonds de roulement eine wichtige Rolle.

Programm zur Verbesserung der Wohnverhältnisse 
vor dem Abschluss 

Seit dem Inkrafttreten des neuen Finanzausgleichs und 

der Aufgabenverteilung zwischen Bund und Kantonen am 

1. Januar 2008 leistet der Bund zwar keine Beiträge mehr 

für Wohnungserneuerungen aufgrund des Bundesgeset-

zes über die Verbesserung der Wohnverhältnisse in Berg-

gebieten (WS). Dennoch beschäftigte dieses Programm das 

BWO auch noch im Jahre 2010. Die Zahl der noch nicht de-

finitiv abgerechneten Geschäfte konnte um weitere 43 redu-

ziert und Auszahlungen im Betrag von knapp 540’000 Fran-

ken getätigt werden. Es verbleiben aber immer noch 66 Ge-

schäfte und ein Auszahlungsbetrag von rund 1,14 Millionen 

Franken. 

Intensive Beratungstätigkeit

Die angespannte Lage auf dem Wohnungsmarkt ist in ver-

schiedenen Kantonen und Gemeinden Anlass für woh-

nungspolitische Überlegungen und Massnahmen. Deshalb 

kam es 2010 häufiger als in früheren Jahren zu Anfragen an 

das BWO. Im Zentrum standen raumplanerische und woh-

nungspolitische Möglichkeiten zur Förderung des preis-

günstigen Wohnungsbaus. Verschiedene Kantone sind da-

ran, eigene Förderkonzepte zu erarbeiten und sind dabei 

auf das im BWO vorhandene Fachwissen angewiesen. Pa-

rallel dazu wurde im vergangenen Jahr die bewährte Infor-

mationsvermittlung fortgeführt: Vier Mal erschien der „Woh-

nungsmarkt auf einen Blick“ und zwei Mal der elektronische 

Newsletter „BWO-Aktuell“. Zudem wurden zwei Spezial-

Newsletter zu den Grenchner Wohntagen verschickt. Ferner 

haben Mitarbeitende des Amtes in verschiedenen Hoch-

schulkursen und an Tagungen über wohnungspolitische 

Themen referiert. Zum Geschäftsalltag gehören schliess-

lich die juristische und bauliche Beratung von Bauträgern, 

die Mitwirkung in Kommissionen und Arbeitsgruppen so-

wie in Gremien der Dachorganisationen des gemeinnützi-

gen Wohnungsbaus.
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Jahr / Semester

Am 27. Mai 2010 fand in Grenchen die vierte Schweizeri-

sche Tagung der Schlichtungsbehörden in Mietsachen 

statt. Die vom BWO organisierte Tagung zu Fragen des 

Mietrechts und der Tätigkeit der Schlichtungsbehörden 

wurde von über 200 Mitgliedern von Schlichtungsbehörden 

aus der ganzen Schweiz besucht.

Im Zentrum der Veranstaltung stand die Einführung der 

neuen Schweizerischen Zivilprozessordnung (ZPO), die auf 

den 1. Januar 2011 in Kraft getreten ist. Diese regelt auch 

die Aufgaben und Kompetenzen der Schlichtungsbehör-

den in Mietsachen. Die mietrechtlichen Verfahrensvorschrif-

ten im Obligationenrecht wurden aufgehoben, und es gelten 

in diesem Bereich künftig die Bestimmungen der ZPO, wo-

bei etliche mietrechtliche Sonderregelungen verankert wur-

den. Diese Neuregelungen führen bei den Schlichtungsbe-

hörden wie auch bei anderen involvierten Akteuren zu zahl-

reichen Fragen. Die Referenten erläuterten die neuen Be-

stimmungen der ZPO und die Auswirkungen auf die Tätig-

Mietrechtspraxis: Tagung zur neuen Zivilprozessordnung

keit der Schlichtungsbehörden. Zudem wurden Bedeutung 

und Einsatzmöglichkeiten der Mediation in mietrechtlichen 

Verfahren thematisiert.

Das BWO orientierte 2010 halbjährlich über die Tätigkeit der 

Schlichtungsbehörden in Mietangelegenheiten. Im ganzen 

Jahr gingen bei den Schlichtungsbehörden 29’843 neue 

Anfechtungen ein, d.h. 4’154 weniger als im Vorjahr. 14’866 

Fälle konnten durch Einigung zwischen den Parteien erle-

digt werden, dies entspricht 46,5 Prozent der erledigten 

Fäll e.

Publikationen zum Mietrecht

2010 wurden die Bände 46 und 47 der „Mitteilungen zum 

Mietrecht“ veröffentlicht. Die Publikationen enthalten Auszü-

ge aus kantonalen Gerichtsentscheiden zu mietrechtlichen 

Streitigkeiten, welche das BWO sammelt und archiviert. Die 

Neueingänge in den Jahren 2000 - 2010
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Publikationen dokumentieren neuere Tendenzen in der kan-

tonalen Rechtsprechung. Diese Publikationen werden ins-

besondere von Schlichtungsbehörden, Gerichtsinstanzen 

und Anwälten genutzt.

In Band 46 stehen Urteile zu Streitigkeiten im Zusammen-

hang mit Kündigungen im Mittelpunkt. Sowohl ordentliche 

Kündigungen wie auch ausserordentliche Kündigungen, 

insbesondere infolge von Zahlungsrückständen, führen im-

mer wieder zu gerichtlichen Auseinandersetzungen zwischen 

Mietenden und Vermietenden. Dabei geht es häufig um die 

Frage, ob eine Kündigung missbräuchlich ist oder nicht. Auch 

das Verfahren bei einer Ausweisung eines Mieters ist oft um-

stritten.

In Band 47 werden verschiedene Fälle publiziert, die sich 

zur Erhebung von Nebenkosten äussern. Sowohl die ver-

traglichen Vereinbarungen betreffend Nebenkosten wie 

auch deren korrekte Überwälzung geben Anlass zu Strei-

tigkeiten. Schliesslich geht es um Überwälzungen von wert-

vermehrenden Verbesserungen sowie um Begehren der 

Mietenden um Herabsetzung des Mietzinses.
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Wohnforschung: Evaluationen der Förderungsmassnahmen im 

Zentrum

Im Rahmen der Umsetzung des Forschungsprogramms 

2008 – 2011 hat das BWO im vergangenen Jahr rund ein 

Dutzend Forschungsberichte über das Internet veröffent-

licht. Sie betrafen neben den unten aufgeführten Arbeiten 

verschiedene Aspekte einer nachhaltigen Entwicklung von 

Wohnquartieren und Fragen der Konfliktlösung im Wohn-

bereich. Ferner ist im Schulverlag plus AG das Lehrmittel 

WohnRaum erschienen, dessen Erarbeitung das BWO fi-

nanziell unterstützt hat. Das Lehrmittel besteht aus sechs 

Themenheften für Fachunterricht und fächerübergreifende 

Bearbeitung auf der Sekundarstufe I. 

Im Mittelpunkt der Wohnforschung standen 2010 jedoch die 

Massnahmen zur Wohnraumförderung, die gemäss Artikel 

48 WFG periodisch zu evaluieren sind. Im Hinblick auf die 

oben erwähnte Botschaft betreffend Eventualverpflichtun-

gen für die Wohnraumförderung stellte die Überprüfung der 

Tätigkeiten der EGW eine wichtige Entscheidungsgrundla-

ge dar. Die Untersuchung kam zum Schluss, dass die Ver-

bürgung von EGW-Anleihen durch den Bund weiterzuführen 

sei. Dafür sprechen mehrere Gründe, namentlich der aus-

gewiesene Bedarf, die spürbare Verbilligungswirkung für 

eine nicht unerhebliche Zahl von Wohnungen gemeinnützi-

ger Wohnbauträger und das günstige Kosten-Nutzen-Ver-

hältnis dieses Instruments. Ausserdem führt die Verbürgung 

von EGW-Anleihensobligationen zu keinen Wettbewerbs-

verzerrungen auf dem Kreditmarkt. Gemäss Evaluation ist 

die Verbürgung von EGW-Anleihen ein effizientes und kos-

tengünstiges Instrument der Wohnraumförderung. Seit In-

krafttreten des WFG sind für den Bund daraus keine Verlus-

te entstanden.

Förderung mit Darlehen aus dem Fonds de 
roulement wird evaluiert

Ebenfalls evaluiert wurde die Tätigkeit der Schweizerischen 

Stiftung zur Förderung von Wohneigentum (SFWE), die im 

Auftrag des Bundes einen umfangmässig geringen Fonds 

de roulement zur Förderung von Wohneigentum im ländli-

chen Raum treuhänderisch verwaltet. Aus dem Fonds wer-

den zinsgünstige Darlehen für die Finanzierung von Erneu-

erungen und Neubauten gewährt. Die Evaluation zeigte auf, 

dass die Förderung im Einzelfall zwar entscheidend zu einer 

Verbesserung der Wohnbedingungen beitragen kann. Es 

bestehen aber Mitnahmeeffekte, die mit einer Anpassung 

der Vergabekriterien reduziert werden könnten. Gestützt auf 

diese Feststellung werden im Laufe des Jahres 2011 Ände-

rungen am Vollzug umgesetzt. 

Schliesslich startete im vergangenen Jahr die Evaluation 

der Wohnraumförderung mittels zinsgünstiger Darlehen aus 

dem Fonds de roulement, den die Dachorganisationen der 

gemeinnützigen Wohnbauträger treuhänderisch verwalten. 

Die Resultate sollten Mitte 2011 vorliegen. 

Kündigungsschutz im internationalen Vergleich 
untersucht

Im Auftrag des BWO wurde durch das Schweizerische Ins-

titut für Rechtsvergleichung eine Studie erstellt, die darlegt, 

wie der Kündigungsschutz bei der Miete von Wohnräumen 

in ausgewählten europäischen Ländern ausgestaltet ist.

Seit dem 1990 erfolgten Inkrafttreten des geltenden Schwei-

zer Mietrechts, mit welchem der Kündigungsschutz ver-

stärkt wurde, sind in diesem Bereich keine Änderungen reali-

siert worden. Allerdings gab es immer wieder Bestrebungen, 

den Kündigungsschutz auszubauen. Eine Volksinitiative aus 

dem Jahre 1997, die eine Verstärkung des Kündigungsschut-

zes verlangte, wurde jedoch abgelehnt, ebenso verschiede-

ne in die gleiche Richtung zielende parlamentarische Vor-

stösse. In der nun vorliegenden Studie wurde untersucht, 

wie der Kündigungsschutz in Deutschland, Frankreich, Eng-

land, Norwegen und Spanien ausgestaltet ist, wobei es ins-

besondere darum ging, vom Schweizer Recht abweichende 

und weitergehende Regelungen deutlich zu machen.

Mit Forschungsmitteln des BWO wurden im Berichtsjahr die 

von mehreren Bundesstellen getragenen „projets urbains“ 

weitergeführt. Ebenfalls unterstützt wurde die Arbeit von 

„Netzwerk Altstadt“ und eine weitere Lancierung des euro-

paweiten Architekturwettbewerbs „Europan“.
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Bildungsthemen und Aspekte des gesellschaftlichen Wandels an 

den Grenchner Wohntagen

Die Grenchner Wohntage fanden zum 15. Mal statt und um-

fassten vier Anlässe. Die Fachtagung des BWO mit dem Ti-

tel „Bildung und Weiterbildung für ein nachhaltiges Wohnen“ 

vom 4. November 2010 stand ganz im Zeichen der Aus- 

und Weiterbildung im Immobilienbereich. Das oben erwähn-

te Lehrmittel WohnRaum diente als Auslöser für die Diskus-

sion von Bildungsangeboten und Bildungslücken rund ums 

Bauen und Wohnen. 

Eine Ausstellung im Kultur-Historischen Museum Grenchen 

nahm sich dem gesellschaftlichen Wandel an. Grench-

ner Schülerinnen und Schüler befragten ihre Grosseltern 

über die Wohnsituation in der Nachkriegszeit. Die Ergeb-

nisse dieser Gespräche über die Generationen hinweg do-

kumentierten sie in einer Ausstellung, die einen Bezug zu 

heutigen Lebens- und Wohngewohnheiten herstellte. An ei-

nem Abendanlass referierte die Architekturhistorikerin Kat-

rin Eberhard über die Geschichte des Badezimmers. Pfleg-

ten die Römer eine hochstehende Badekultur, folgte spä-

ter eine Zeit, in der die Körperreinigung verpönt war. Heu-

te ist das Badezimmer mehr als ein Raum für die Körper-

reinigung. Das Kantonale Kuratorium für Kulturförderung 

und der sia Solothurn präsentierten zum 5. Mal die bes-

ten Arbeiten aus den Bereichen Architektur, Ingenieurwe-

sen, Technik und Umwelt, die in den letzten drei Jahren im 

Kanton Solothurn realisiert wurden. Der Solothurner Regie-

rungsrat Klaus Fischer eröffnete am 10. November 2010 die 

Ausstellung „Werke aus dem gestalteten Lebensraum 2007-

2010“ und übergab die Auszeichnungen an Bauherren und 

Architekten.



19

JAHRESBERICHT 2010BUNDESAMT FÜR WOHNUNGSWESEN

Internationales: Europaweite Konvention über angemessenes 

Wohnen?

Die 71. Jahresversammlung des „Committee on Housing 

and Land Management“ der Europäischen Wirtschaftskom-

mission der UNO (UN/ECE), in dem das BWO die Schweiz 

vertritt, fand am 20. und 21. September 2010 in Genf 

statt. Im Zentrum der Diskussionen stand die Frage, ob es 

zweckmässig ist, für den ECE-Raum eine rechtlich binden-

de Konvention über finanziell tragbares, gesundes und öko-

logisches Bauen und Wohnen zu erarbeiten. Aufgrund der 

divergierenden Meinungen unter den Mitgliedsländern wur-

de eine Arbeitsgruppe eingesetzt, die bis zur Jahrestagung 

2011 den Bedarf und die politischen Realisierungschancen 

für eine solche Vereinbarung klärt.

In Toledo fand unter der EU-Präsidentschaft Spaniens am 

21. Juni 2010 ein informelles Treffen der für die Wohnungs-

politik zuständigen Minister statt. Dazu eingeladen wurde als 

Gast auch die Schweiz, die durch das BWO vertreten war. 

Zwar ist das Wohnungswesen ein Politikbereich, der in der 

Europäischen Union einzelstaatlich geregelt ist. Dennoch 

gibt es immer mehr EU-Gesetze und -Programme, die auf 

das Wohnungswesen der einzelnen Länder einwirken und 

eine Koordination nötig machen. Dazu gehören beispielswei-

se europaweite Programme gegen die soziale Ausgrenzung 

oder die Energiepolitik, in der die Union und die Mitglieds-

staaten geteilte Kompetenzen haben. In der Abschlusser-

klärung des Treffens nahmen deshalb die energetischen As-

pekte der Wohnungspolitik einen besonderen Platz ein. Die 

EU-Mitglieder werden darin aufgerufen, im Wohnungsbau 

der Energieeffizienz und der Nutzung erneuerbarer Energi-

en vermehrt Rechnung zu tragen und damit einen wirksa-

men Beitrag zur Reduktion des CO2-Ausstosses zu leisten.

Seit 1992 ist die Schweiz Mitglied des Internationalen Pakts 

über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte (UNO-

Pakt I). Dieser Pakt verpflichtet die Vertragsstaaten, periodi-

sche Berichte über die zur Umsetzung dieses Übereinkom-

mens getroffenen Massnahmen vorzulegen. Im vergange-

nen Jahr erfolgte eine Aktualisierung der bisherigen Berich-

te der Schweiz über die Umsetzung des UNO-Paktes I. Fe-

derführend war das Staatssekretariat für Wirtschaft (SECO), 

das die Neufassung in Zusammenarbeit mit den betroffe-

nen Fachstellen der Bundesverwaltung erstellte. Das BWO 

aktualisierte die Beiträge zu den Wohnverhältnissen. Da-

bei wurden insbesondere Themen wie das Recht auf Un-

terkunft, Mietrecht, Wohnbauförderung, Diskriminierung im 

Bereich des Wohnungswesens und Hilfen für benachteiligte 

Personen behandelt.
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BWO: Amtsdirektor bestätigt

Der Bundesrat ernannte am 17. Dezember 2010 Ernst Hauri, 

der seit über einem Jahr interimistischer Direktor des BWO 

war, zum Direktor des Amts. Er übernahm diese Funktion 

auf den 1. Januar 2011. 

Die Mitarbeitenden des Amtes waren 2010 mit verschie-

denen Änderungen am Arbeitsplatz konfrontiert. So erhielt 

das BWO ein neues Intranet, das individueller auf die Be-

dürfnisse der Mitarbeitenden abgestimmt werden kann. An 

der Fachanwendung Wohnweb wurden verschiedene Ver-

besserungen und Erweiterungen vorgenommen. Wie ge-

plant konnte der bereits in den Vorjahren erheblich redu-

zierte Wartungsaufwand stabil gehalten werden; dies zeigt 

sich vor allem auf der Ausgabenseite des IKT-Budgets. Eine 

wesentliche Erweiterung des Wohnwebs war die Integra-

tion des Datenpools. Damit können die BWO-Mitarbeiten-

den auf die Daten zugreifen, die im Rahmen der indirekten 

Förderung von den Dachorganisationen und der EGW ge-

neriert werden. 

Die Subkommission EFD/EVD der Geschäftsprüfungskom-

mission des Nationalrates hat am 11. November 2010 dem 

BWO einen Dienststellenbesuch abgestattet. Die Eidgenös-

sische Finanzkontrolle (EFK) prüfte die Umsetzung der im 

Vorjahr empfohlenen Massnahmen sowie die Rechnungsle-

gung und -führung im Zusammenhang mit dem Jahresab-

schluss 2009.

Viel Gewicht für die Weiterbildung der 
Mitarbeitenden

Um das Fachwissen auf dem neusten Stand zu halten, ha-

ben viele Mitarbeitende an bundesinternen und -externen 

Kursen sowie Fachtagungen teilgenommen. BWO-intern 

fanden drei Personalschulungen zu aktuellen Themen statt. 

Der jährliche externe Ausbildungstag fand in Basel statt. Im 

Mittelpunkt standen die städtebaulichen Veränderungen 

im einstigen Industrie- und Arbeiterquartier St. Johann, die 

nach der Tieferlegung der Stadtautobahn erfolgten.

Das BWO bildet weiterhin sechs kaufmännische Lernende 

im E-Profil aus. Im Sommer 2010 haben zwei Lernende die 

Lehrabschlussprüfung mit Erfolg bestanden. Ein Lehrab-

gänger konnte intern befristet weiterbeschäftigt werden. Für 

eine Mitarbeiterin lief die befristete Anstellung aus. Die frei 

gewordene Stelle wurde nicht mehr besetzt. Ende 2010 be-

schäftigte das BWO (ohne Lernende) 48 Personen, die sich 

41,4 Vollzeitstellen teilten. Stellenmässig sind das rund zwei 

Prozent weniger als zu Jahresbeginn.

Neben der Arbeit kam auch im vergangenen Jahr die Ge-

meinschaftsförderung ausserhalb der Arbeitszeit nicht zu 

kurz. Dazu beigetragen haben ein Skiweekend im Saa-

nenland, ein Grillanlass beim Waldhaus Leuzigen und das 

Weihnachtsessen im Ratskeller in Grenchen. 

Das Programm „Ressourcen- und Umweltmanagement der 

Bundesverwaltung“ (RUMBA), welches 2001 im BWO ein-

geführt wurde, konnte für 2010 bessere Werte ausweisen. 

Nach wie vor unbefriedigend ist der Wärmeverbrauch.
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Publikationen 2010

Mietrecht

•	 Mitteilungen zum Mietrecht. Auszüge aus Gerichtsent-

scheiden, Band 46, Grenchen 2010

•	 Mitteilungen zum Mietrecht. Auszüge aus Gerichtsent-

scheiden, Band 47, Grenchen 2010

Forschungsberichte

Folgende Studien sind über die Website des BWO (www.

bwo.admin.ch >Dokumentation > Publikationen > For-

schungsberichte) verfügbar:

•	 Social Insight GmbH, Immobilienwirtschaft und Integra-

tion, November 2009 

•	 Schweizerische Vereinigung für Landesplanung, Förde-

rung des gemeinnützigen Wohnungsbaus mit raumpla-

nerischen Mitteln, Januar 2010

•	 econcept AG, Nachhaltige Quartierentwicklung Grünau-

Werdwies Zürich: Auswirkungen der Ersatzneubauten 

Bernerstrasse/Werdwies, Februar 2010 

•	 econcept AG, Nachhaltige Quartierentwicklung Grünau-

Werdwies Zürich: Aspekte Nutzerverhalten und Wohn-

zufriedenheit, Februar 2010

•	 Institut für Kooperative Planung und Sportentwicklung 

GbR, Raum für Bewegung und Sport in Winterthur – 

Synthesebericht der kooperativen Planung 2008 / 2009, 

März 2010

•	 Berner Fachhochschule für Soziale Arbeit, Konfliktprä-

vention in der Siedlung Brunnenhof, Zürich, März 2010

•	 Stiftung Wohnungen für kinderreiche Familien Zürich, 

Die Welt im Brunnenhof Zürich. Ein interkulturelles Fami-

lien-Wohnmodell, März 2010

•	 Daniel Hornung, Thomas Röthlisberger, Evaluation Emis-

sionszentrale für gemeinnützige Wohnbauträger EGW, 

April 2010 

•	 Oerlikon Journalisten, mehr als wohnen – Von der Bra-

che zum Stadtquartier, Dezember 2010

Lehrmittel

•	 WohnRaum, 6 Themenhefte für Fachunterricht und fä-

cherübergreifende Bearbeitung auf der Sekundarstufe I, 

Oktober 2010, Bern, Schulverlag plus AG

Artikel

Die Volkswirtschaft 7/8-2010, Monatsthema „Wie intakt ist 

der Schweizer Immobilienmarkt?“ mit zwei Beiträgen aus 

dem BWO:

•	 Ernst Hauri, Editorial: Trendwende im Immobilienmarkt? 

•	 Christoph Enzler, Die Finanzierungshilfen der Emissions-

zentrale für gemeinnützige Wohnbauträger EGW




